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1. Verordnung vom 25. Jänner 1918 
betreffend die Zuckerpreise. 


Auf Grund des § 4 der Verordnung des 
 Armeeoberkommandanten vom 4. Mai 1916, 
Nr. 57 V.-Bl., wird verordnet wie folgt: 


Artikel I. 


Der § 1 der Verordnung des Militärgeneral- 
gouverneurs vom 5. Juni 1916, Nr. 47 V.-BL, 
sowie die $$ 2, 3 und 4 der Verordnung vom 
| 80. Mai 1917, Nr. 48 V.-Bl., haben zu lauten: 


für 100 kg.nicht raffinierter Kristallzucker K 330: à 


§ 1. 

Der Erzeuger hat den Zucker an die k. uka 
Militärverwaltung zu folgenden Preisen abzu- | 
geben: =: 


für 100 kg raffinierter Zucker (Würfel-, 
Brot-, Pile-, Kristalzucker u. s. w. K 850: 
Diese Preisbestimmung gilt für die Abgabe 
in der Fabrik. | = 


Bezüglich der Verpackung werden beson- 
dere Vorschriften erlassen. 


Für sogenannten „gelben“ oder Farina- 
zucker, sowie andere Zuckerprodukte wird der 
Preis je nach dem Zuckergehalte vom Militär- 

. generalgouvernement festgesetzt werden. 


§ 2: 
Die k. u. k. Militärverwaltung überläßt den 
Zucker nur solchen Konzessionsinhabern, von 
denen die Ware nach $ 8 der Verordnung des 
= Armeeoberkommandanten vom «4. Mai 1916 
- Nre 57, V.-BL, nur an Kleinverschleißer abge- 
= geben werden darf. (Großhändler.) 
Diesen Konzessionsinhabern wird der Zucker 
zu folgenden Preisen überlassen: 
100 kg nicht raffinierter Kriställzucker um K 386"- 
-100 kg raffinierter Zucker um . K 406- 
es Diese Preisbestimmung gilt für die Abgabe 
~ im Magazine des Händlärs. 


898. 
ER Die Preise für den Verschleiß von Zucker 
= vom- Großhändler an den Kleinverschleißer 
werden folgendermaßen festgesetzt: 
=- Trus. Pfund nicht raffinierter Kristallzucker K 1:64 
ei » = „raffinierter Kristallzucker. . K 172 
= Die Preisbestimmung gilt für die Abgabe 
-in der Betriebsstätte des Kleinverschleißers. Die 
. Transportkosten werden dem Großhändler vom 
 Kreiskommando vergütet. 


§ 4. 


Die Preise für den Verschleiß von Zucker 
an Konsumenten werden folgendermaßen fest- 
gesetzt: 

= Irus, Pfund nicht raffinierter Kristallzucker K 1'72 
1, „raffinierter Zucker K2:80 


Artikel I. 


` Am Tage der Kundmachung dieser Ver- 
ordnung sind bei sämtlichen Großhändlern die 
Zuckermengen, welche diese .auf Lager, im An- 


~ Für je 100 kg dieser Zuckermengen ist 
eine Nachzahlung zu leisten und zwar: 


bei nicht raffiniertem Kristalzucker von 10970 K 

raffiniertem Zucker von . 120:— K. 
§ 6. 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 

idmachung in Kraft. 


( on 5. un 1916, Nr. 47, V. Bl, und 


llen oder noch abzunehmen haben, festzustellen. 


Die Verordnung des Militärgeneralgouver- 


die Verordnung vom 80. Mai 1917, Nr. 48 V.- : | 


BI., sind aufgehoben. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouvernaur; 


SZEPTYCKI m. Pi 


Generalmajor. 


2. Verordnung vom 7. Dezember 1917, 


betreffend Durchführung des Spiritus- und 
Branntweinmonopoles (Durchführungs- 
verordnung.) 


Auf Grund der §§ 2, 5 und 20 der Ver- 
ordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. 
April 1916 Nr. 558 V. BL, wird angeordnet, 
wie folgt: 

IS 


Ausnahmen vom Monopole. 


Vom Einfuhr- und Absatzmonopole ($ 1 
der Verordnung des Armeeoberkommandanten) 
ausgenommen ist jeder aus der Österreichisch- 
ungarischen Monarchie eigeführte, aus Obst 
oder durch Zusatz pflanzlicher Stoffe erzeugte 
Branntwein (Likör, Rosoglio, Rum, Cognac, ete.) | 
sowie jeder im Okkupationsgebiete aus Obst ` 
erzeugte Branntwein. i 

Der eingeführte, vom Monopole befreite 
Branntwein unterliegt einer Abgabe, die mit dem 
Zolle eingehoben wird u. bei einer Gradhältig- 
keit von höchstens 50 Grad Alkohol 50°/, des 
Zollsatzes, bei einer höheren Gradhältigkeit 75°. 
des Zolsatzes, beträgt. 

In dieser Abgabe sind die ärarischen Kom- 
misionsgebühren inbegriffen, K 


§ 2. 


Beschränkung des Absatzes. 


Die nach § 4 der Verordnung des Armee- 
oberkommändanten zum Absatze von Spiritus 
oder Branntwein ermächtigten Personen dürfen 
nur solchen Spiritus oder Branntwein absetzen, s 2 
der nach $ 1 vom Monopole ausgenommen ist, k 
oder von der Militärverwaltung bezogen, oder. 
aus dem von ihm bezogenen Spiritus oder 
Branntwein erzeugt wurde. 


§ 3. 


Ueberhahms- und Verschleißpreise. 


Der Erzeuger hat der Militärverwaltung den 
Spiritus oder Branntwein im Rohzustande oder 


an 


im rektifizierten Zustande loco der vom Militär- 


generalgouvernement zu bestimmenden Liefe- 
rungstellen abzugeben. Die Menge und Grad- 
hältigkeit der abgegebenen Flüssigkeit wird an 
der vom Militärgeneralgouvernement für jeden 
Erzeuger festgesetzten Uebernahmsstellen amt- 
lich ermittelt. 

Die Uebernahms- und Verschleißpreise für 
den Spiritus oder Branntwein, sowie der Rafti- 
nierungslohn werden durch die Militärverwaltung 
festgesetzt. 

Diese Preise finden auf den nach $ 1 vom 
Monopole ausgenommenen Brantwein, sowie auf 
jenen Branntwein keine Anwendung, der aus 
dem von der Militärverwaltung bezogenen Spi- 
ritus durch Zusatz pflanzlicher Stoffe erzeugt 
wurde (Likör, Rosoglio, Rum, Cognac, etc.). 


84. 


Uebernahms- und Verschleißbedingungen. 


Die Uebernahme des Spiritus oder Brannt- 
weines vom Erzeuger erfolgt nur durch Organe, 


im k. u. k. Verwaltungsgebiete 
Polens. 


Spiritus 95° 


u. Eimer-Preis; ass SRK N 
Preis des Gefässes . zu a 
Zusammen N S y 


die von der Militärverwaltung mit den Ermäch- 


tigungsdekreten beteilt sind. 


Spiritus oder Branntwein im Rohzustande 


darf von den Brennereien bloss für Zwecke der 


allgemeinen oder besonderen Denaturierung ab- 


gegeben werden. Sonst erfolgt die Abgabe von 


Spiritus nur im rektifizierten Zustande entweder 


1 


direkt von der Raffinerie nach Weisungen des 
Militärgeneralgouvernements oder in den Detail- 
verschleißstellen in einer Stärke von 05 Grad 


Alkohol in versiegelten, mit Etiketten versehenen 


Gefässen von 1/40, ljao, oder 1/4 Eimer Inhalt. 


. Die Uebergabe zum: Verschleiß im Detaile 


wird auf den Gefässen durch Etiketten und 


Siegel nach den als Beilage A angeschlossenen 


Formularien ersichtlich gemacht. Auf den Ge- 


fässen müssen die Preise für den Spiritus und ` 


das Gefäss deutlich ersichtlich sein. 


age A. 


(Stampiglie) 


K. u. k. 
Spiritus- 
Magazin 


Nr. 


| Wappen 
\ wie oben } 


E S r EE NANNES 


i 
i 


85. 


Transport. 


Jeder Transport von Spiritus oder Brannt- 
wein muß von einer amtlichen Bestätigung be- 
| gleitet sein, daß er zur Ausübung des Monopol- 
| rechtes der Militärverwaltung oder mit dessen 
| Bewilligung erfolgt. 

I Ausgenommen von dieser Vorschrift sind 
| Transporte: 

; 1. von Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc. 
| oder Obstbranntwein ($ 1 u. 3, Schlußabsatz). 
2. von solchem Spiritus, der von der Mi- 
| litärverwaltung bereits zum Verschleiße über- 
| geben: wurde (§ 4 Abs. 2). 


$ 6. 


Verpflichtungen der Brennereien, Raffinerien 


und Händler. 


Die Unternehmer, die sich mit der Her- 
tellung oder dem Absatze von Spiritus oder 
Branntwein befassen, haben bezüglich der Art 
der Herstellung und des Betriebes, bezüglich 
der Uebergabe und Uebernahme von Spiritus 
und Branntwein und bezüglich der Ausweis- 
eistung hierüber den ihnen von der Militärver- 
waltung jeweils vorgeschriebenen Vorgang ein- 
zuhalten und die hiefür erlassenen Weisungen 


Zur Mitwirkung bei der Durchführung des 
Spiritus- und Branntweinmonopoles, kann die 
Militärverwaltung eine Körperschaft berufen u. 
" deren Verpflichtungen u. Vollmachten festsetzen. 


ST. 


Umfang der Konzession zum Absatze. 


Der Detailverschleiß des dem Monopole 
terliegenden Spiritus erfolgt nur durch von 
r Militärverwaltung hiezu bestellte Personen 
oder durch die zur Mitwirkung bei der Durch- 
hrung des Spiritus- u. Branntweinmonopoles 

rufene Körperschaft ($ 6, Abs. 2) in zum 
Verschleiße zugelassenen Gefässen ($ 4 Abs. 2). 
Im Bezug auf jenen Branntwein, der dem 

nopole nicht unterliegt, ermächtigt die Kon- 
ssion zum Handel, zum Bezuge u. zum Ab- 
e des Branntweines in allen handelsüblich 


schanke wohl zum Bezuge in solchen Ge- 


= 


ssenen Gefässen und nur bis zur Menge 


Na 


erschlossen Gefässen, .die Konzession zum 


‚ jedoch zum Absatze nur in unver- 


von höchstens einem Achtel Liter ($ 8 Abs. 2 
der Vdg. des A. O. K.). Die Preise für je !/g 
Liter oder für ein kleineres Gefäss, in dem der 
Ausschank erfolgt, sind durch Anschlag im Lo- 
kale ersichtlich zu machen. 


SS. 
Anzeigepflicht und Spirituslieferung. 


Die Unternehmer, die sich mit der Her- 
stellung von Spiritus oder Branntwein befassen, 
haben die in der nächsten Betriebsperiode, das 
ist in der Zeit vom 1. September des einen 
bis Ende August- des nächstfolgenden Jahres, 
voraussichtlich zu erzeugende oder zu verarbei- 
tende Jahresmenge im Wege des Kreiskom- 
mandos bis spätestens 31. Juli eines jeden 
Jahres anzuzeigen. 


Das Militärgeneralgouvernement wird den 
einzelnen Brennereien mitteilen, welche Spiritus- 
mengen und an welche Raffinerien diese von 
ihnen abzuliefern sein werden. 


Brennereien oder Raffinerien, die in der 
abgelaufenen Betriebsperiode nicht im Betriebe 
standen, werden nur dann berücksichtigt, wenn 
die Wiederaufnahme des Betriebes mit Zustim-, 
mung der Militärverwaltung erfolgt ist. Diese 
Zustimmung wird nur nach Maßgabe des tatsäch- 
lichen Bedaries erteilt. 


Betriebe, in denen im Betriebsjahre we- _ 
niger als achtzig Prozent der abzuliefernden 
Mengen zur Uebergabe an die Militärverwaltung 
bereit gestellt wird, können, wenn nicht die 
Unmöglichkeit, eine der Anmeldung entspre- 
chende Menge herzustellen, nachgewiesen wird, 
vom ° Militärgeneralgouvernement geschlossen 
werden. 

Dieser Paragraph findet auf den durch 
Zusatz pflanzlicher Stoffe erzeugten Branntwein 
(Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc.) sowie auf 
Obstbranntwein keine Anwendung. 


89. 


Lieferungskontingent für landwirtschaftliche 


Brennereien. 


Landwirtschaftliche Brennereien werden 


‚nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit, sowie À 


im Verhältnisse der zur Brennereiwirtschaft ge- 
hörenden bebauten Ackerflächen mit einem 
Lieferungskontingente unter der Bedingung be- 
teilt, daß die bei der Branntweinerzeugung ge- 
wonnene Schlempe als Viehfutter verwendet 
wird. È 


Bug 


§ 10. 


Denaturierter Spiritus. 


Die Einfuhr und der Absatz vom denatu- 
rierten Spiritus sind von den gegenwärtigen 
Verordnungen ausgenommen. 


Ss ll. 


Schwendungen. 


Den landwirtschaftlichen Brennereien wird 
ein Schwendungsabschlag von 2°), von dem 
jährlichen Gesamterzeugnisse zugestanden. In 
diesem Schwendungsabschlage sind alle Er- 
zeugungs-, Lager-, und Transportverluste der 
Brennereien inbegriffen. 

Allen übrigen (nicht landwirtschaftlichen) 
Brennereien wird ein solcher Schwendungsab- 
schlag von 1°/, von dem jährlichen Gesamter- 
zeugnisse zugestanden. 

Für jeden, die obigen Schwendungsab- 
schläge übersteigenden Abgang hat die Bren- 
nerei den entfallenden Monopolgewinn zu ent- 
richten. Sollte der Abgang kleiner sein, als der 
für die betreffende Brennerei zugestandene 
Schwendungsabschlag, so erhält die Brennerei 
eine Prämie im Baaren in der Höhe der Mo- 
nopolgewinnabgabe, die auf die Differenz 
zwischen dem zugestandenen Schwendungsab- 


‘schlage und dem tatsächtlichen Abgange zur 


Zeit der Betriebseinstellung entfällt. 


§ 12. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit 10. Dezember 
1917 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
des Militärgeneralgouverneurs vom 26. Septem- 
ber 1916 Nr. 75 V. BI., ausser Kraft. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouverneur ; 


SZEPTYCKI m..p., 


Generalmajor. 


3. Verordnung vom 7. Dezember 1917, 


"betreffend Heranziehung des Verbandes der 


Brennereiunternehmer mit dem Sitze in Lublin 


| i zur Mitwirkung bei der Durchführung des 


Spiritus- und Branntweinmonopoles. 


Mit Bezug auf $ 6, Abs. 2, der Verord- 


‚nung des Militärgeneralgouverneurs vom 7. De- 


zember 1917, Nr. 94, V. BI., betreffend die 
Durchführung des Spiritus- und Branntweinmo- 


nopoles (Durchführungsvorschrift) wird ange- | 


ordnet, wie folgt: 


Art. 1. 


Der ‚Verband der Branntweinbrennerei- 
unternehmer mit dem Sitze in 
innerhalb des Gebietes des Militärgeneralgou- 
vernements in Lublin von sämtlichen Brannt- 


weinbrennereien den Spiritus in jenen Mengen | 
sukzessive zu übernehmen, ‚die vom Militärge- | 


neralgouvernement gemäß $$ 8 und 9 der ob- 
zitierten Durchführungsvorschrift für die ein- 
zelnen Brennereien festgesetzt und bekanntge- 
geben werden. 

Die Uebernahme des Spiritus hat durch 
den Verband loco jener Raffinerien zu erfolgen, 
welchen die betreffenden Brennereien vom Mi- 
litärgeneralgouvernement auf Grund der vorher 
zwischen dem Verbande und den Raffinerien 
bezüglich der Rektifizierung des Spiritus abge- 


schlossenen Vereinbarungen zugewiesen werden. | 


Diese Vereinbarungen hat der Verband 
dem Militärgeneralgouvernement vor Betriebs- 
beginn bekannt zu geben. 
trägliche Vereinbarungen mit den Raffinerien 
oder Änderungen der bereits angezeigten Ver- 
träge dem Militärgeneralgouvernement zur a 
Kenntnis zu bringen. 

Im Falle eines Spiritusbedarfes für militä- ` 
rische Zwecke haben die Brennereien oder der 


Verband der Branntweinbrennereienunternehmer | 
den Spiritus in erster Linie der Militärverwal- 
tung gegen den gemäß $ 3 der Durchführungs- | 


vorschrift jeweils festgestetzten Uebernahms- 
preis, und zwar Rohspiritus loco. nächstgele- 
gene Bahnstation in eigenen Fässern und rekti- 
fizierten Spiritus loco Raffinerie prompt zu über- 
geben. In diesem Falle wird die Menge und 
Gradhältigkeit des Rohspiritus in der Brennerei, 
jene des rektifizierten Spiritus in der Raffinerie 
ermittelt. a 
Der Verband hat den zuständigen Kreis- ; 
kommandos jene Personen namhaft zu machen, 
die bei der Durchführung des Spiritus- und 
Branntweinmonopoles verwendet werden. Die- 
selben müßen volljährlig und unbescholten sein 
und haben sich behufs Beteilung mit Ermäch- 
tigungsdekreten ($ 4, Abs. 1, der Durchführungs- = 


vorschrift) beim zuständigen Kreiskommando zu 
melden. Der Verband haftet für die Handlungen | 


und Unterlassungen aller mit den Ermächti- 
gungsdekreten versehen Organe und ist dafür | 


er 


Lublin“ hat 


Ebenso sind nach- | 


verantwortlich, daß andere Organe zur Aus- 
übung von Exekutivrechten gegenüber Parteien 
nicht heranzogen werden. Die in den Monopol- 
magazinen u. zugehörigen Verkaufsstellen ver- 
wendeten Organe müßen beim Verbande mit 
einem fixen Gehalte angestellt und dürfen 
keinesfalls am Gewinne beteiligt sein. 


Art. II. 


Der Verband hat für den gemäß Art. I. 
dieser Verordnung übernommenen Rohspiritus 
den nach § 8, Abs. 2, der Durchführungsvor- 
schrift festgesetzten Preis auf Grund der in der 
Raffinerie amtlich erfolgten Ermittlung der Menge 
und Gradhältigkeit den einzelnen Brennereien 
innerhalb Monatsfrist, hingegen den Raffinerien, 
welchen der Rohspiritus zur Raffinierung über- 


Durchführungsvorschrift festgesetzten Raffinie- 
_ rungslohn im gegenseitig vereinbarten Zeit- 
punkte zu bezahlen. 


\ Art. HI. 


o Der Verband hat den Spiritus in dem Zu- 
| stande, in der Art und in den Mengen, wie 
dies im § 4, Abs. 2 der Durchführungsvor- 
= Schrift vorgesehen ist, und nur um jene Preise 
abzugeben, die auf Grund des $ 3, Abs. 2 
= derselben Vorschrift vom Militärgeneralgouver- 
nement bemessen und dem Verbande jeweils 
bekanntgegeben werden. 

5 Die Ausbeute von Spiritus im rektifizierten 
_ Zustande wird nach der Menge des von der 
Raffinerie übernommen Rohspiritus berechnet. 


Auf 100°/, des von der Raffinerie über- 
nommenen Rohspiritus wird 98'/,°|. auf rektifi- 
zierten Spiritus I., II. und II. Gattung, sowie 
auf Rektifikationsrückstände (Äther, Fuselöl u. 
die vom Waschen zurückbleibenden Gewässer) 

gezählt; 1°/,°/, entfallen auf sämtliche Abgänge 
 (Raffinations- und Lagerverluste etc.). 
Die Gesamtabrechung der Raffination hat 

einen Monat nach erfolgter Betriebseinstellung 
u. Wegbringung der Spiritusvorräte, spätestens 
aber in den ersten Tagen des Monates Septem- 
ber oder mit dem Tage der Enthebung des 
erbandes von der Mitwirkung bei der Durch- 
ung des Spiritus- u, Branntweinmonopoles 
erfolgen. Auf Grund des Ergebnißes der Ab- 


rt jeden das bezeichnete Ausmaß überschrei- 
den Abgang den zur Zeit festgesetzten Mo- 
polgewinn binnen drei Tagen bei der Kassa 


geben wurde, den nach $ 8, Abs. 2, der. 


chnung hat der Verband der Militärverwaltung 


eines Kreiskommandos zu bezahlen. Hingegen N 
erhält der Verband, falls der Abgang kleiner 
ist als 1°/,°|,, eine Prämie im Baaren in der 
Höhe der Monopolgewinnabgabe, die auf die 
Differenz zwischen dem zugestandenden Aus- 
maße und dem tatsächlichen Abgange zur Zeit 
der Betriebseinstellung entfällt. 


Die Raffinierungsrückstände (Äther, Öle, 
die vom Waschen zurückbleibenden Gewässer) 
bleiben Eigentum des Verbandes, dürfen jedoch 
auf Trinkbranntwein nicht umgewandelt werden. 


Die Reinheit des rektifizierten Spiritus muß 
folgender Probe entsprechen: 

10 Teile gereinigten Spiritus, enthaltend 
wenigstens 95°, Stärke, werden mit 9 Teilen 
Schwefelsäure vom spezifischen Gewichte 1:84 
gemischt; die Mischung wird zum Sieden ge- 
wärmt, die Flüssigkeit soll farblos bleiben. 


ATE AV 


Der Verband hat den für den Detailver- 
schleiß bestimmten Spiritus von den Rafiinerien 
“in die vom Verbande errichteten Magazine 
(Niederlagen) transportieren zu lassen. Dort 


wird der Spiritus unter Aufsicht der Finanzor- 


gane nach Verdünnung auf 95°, Alkohol in 
Gefässe umgefüllt, wobei die Anordnungen des 
S 4 der Durchführungsvorschriit genau einzu- 
halten sind. 

Der Verband hat in den Magazinen einem 
entsprechenden Vorrat an Spiritus in allen vor- 
geschriebenen Mengen am Lager zu erhalten. 


Der Verband darf den Spiritus im Detail- 
verschleiße aus den Magazinen in Mengen bis 
höchstens '/, Eimer nur an Personen abgeben, 
von denen ein Weiterverkauf des Spiritus in 
‘gewinnsüchtiger Absicht nicht zu erwarten ist. 


AREENA 


Der Spiritus darf von der Raffinerie nicht 
früher weggebracht werden, bevor der Verband 
für das auszuführende Quantum den entiallen- 
den Monopolgewinn an die Kassa eines Kreis- 
kommandos entrichtet hat, 

Diese Zahlung bildet die Paulschalsumme 
des an’ die Militärverwaltung abzuführenden 
Reinertrages. 

Der Rest der festgesetzten Verschleiß- 
preise bildet das unbeschränkte Eigentum des 
Verbandes als Ersatz für den entrichteten Roh- 
spiritus, die Rektifizierungskosten, Schwendun- 


gen, Transportspesen und alle wie immer ge- 
arteten Regiekosten. 


Art VI. 


Die Verteilung des aus den Brennereien 
und Raffinerien zur Wegbringung gelangenden 
Spiritus auf die einzelnen Verwendungzwecke 
erfolgt durch das Militärgeneralgouvernement 
nach Anhörung der Brennereiunternehmer. 


Art. VI. 


Der: Verband hat alle gesetzlichen Vor- 
schriften über die Erzeugung und Raffinierung 
von Spiritus oder Branntwein, Verfrachtung, 
‚Umfüllung, Auszahlung, Buch- und Rechnungs- 
führung, Berichterstattung etc., genau einzuhalten 
und über Weisung des Militärgeneralgouver- 
nements auch weitere Bücher und Befehle zu 
führen, Berichte zu erstatten und Ausweis vor- 
zulegen. 

Die Organe der Militärverwaltung können 
gegenüber der gesamte Geschäftsgebarung des 
Verbandes, ebenso wie seiner Mitglieder, die 
f, im §°11, Abs. 2 der Verordnung des Armee- 
l oberkommandanten Nr. 55, V. BL, vom 22. 
| April 1916, vorgeschriebenen Aufsichtsbefug- 
nisse ausüben, insbesondere in die Bücher u. 
Korrespondenzen des Verbandes jederzeit Ein- 
sicht nehmen. 

Das Militärgeneralgouvernement hat das 
Recht, zu allen Sitzungen des Verbandes ein 
Organ zu delegieren, welches ermächtigt ist, 
Beschlüsse des Verbandes, die diesem Organe 
als gegen das Gesetz oder diese Vdg. oder 
sonst an den Verband ergangene Anordnungen 
verstossen. erscheinen, zu suspendieren. Ein 
solcher Beschluß kann erst zur. Ausführung 
kommen, wenn das Militärgeneralgouvernement 
die Zulässigkeit des Beschlusses ausgesprochen 
oder binnen drei Tagen die Entscheidung nicht 
gefällt hat. Der Verband ist verpflichtet, das 
Militärgenera!gouvernement von jeder Sitzung 
des Verbandes rechtzeitig, d. i. mindestens 2: 


u 


Stunden vor der Sitzung in Kenntnis zu setzen. 


Der, der Versammlung der Teilnehmer er- 
' stattete Bericht samt Bilanz, Gewinn- u. Verlust- 
konto, sowie. eine Abschrift des Protokolles der 
Generalversammlung sind dem Militärgeneral- 
gouvernement spätestens 8 Tage nach stattge- 
habter Generalversammlung vorzulegen. 


Art. VII. 


Bei seiner gesamten Geschäftsführung hat | 
der Verband sicherzustellen, daß tatsächlich die | 
Verordnung des Armeeoberkommandanten vom | 
22. April 1916, Nr.-55, V. BI, u. die Dürch- 
führungsverordnung vom 7. Dezember 1917, 
Nr. 94, V. BL, sowie alle sonstige Weisungen 
des Militärgeneralgouvernements strengstens be- 
obachtet werden. 


Art. IX. 


“Zur Sicherstellung der Erfüllung der An- | 
ordnungen der Militärverwaltung dient die bei 
der Kassa des Militärgeneralgouvernements vom 
Verbande bar oder pupillarischen Obligationen 
zu erlegende Kaution im Betrage von 50.000 K. 


Bei Zuwiederhandlungen können dem Ver- 
bande oder seinen schuldtragenden Organen 
Ordnungsstrafen bis zu 20.000 K auferlegt 
werden. Bei Nichtzahlung haftet für diese Strafen l 
die obige Keution. A 

Für jeden,- die Kaution übersteigenden 
Schaden, der durch Nichterfüllung der Bestim- 
mungen dieser Vdg. seitens des Verbandes oder 
seiner Organe der Militärverwaltung zugefügt 
werden sollte, haftet der Verband mit seinem 
gesamten Vermögen, sowie mit den Spiritus- 
betriebsanlagen seiner Mittglieder, ferner jeder 
Brennereiunternehmer mit der zugehörigen 
Landwirtschaft u. sonstigen Vermögen im Ver- 
hältnisse des aus seinen Betriebsstätten aus- 
geführten Spiritus oder Branntweines: 

Die Kautions wird nach Enthebung des 
Verbandes von der Mitwirkung bei der Durch- 
führung des Spiritus- u. Branntweinmonopoles 
und Erfüllung aller noch schwebenden Ver- 
bindlichkeiten dem Verbande gleich rückgestellt. 


Art. X. 


Diese Verordnung -tritt mit dem 10. De- 
zember 1917 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung des Mi- 
litärgeneralgouverneurs vom 26. September 1916, 
Nr. 75, V. Bl., ausser Kraft. 


Art. XI. 


Bei Enthebung des Verbandes von der | 
Mitwirkung bei der Durchführung des Spiritus- 
und .Branntweinmonopoles hat der Verband die 
in den Raffinerien vorhandenen Spiritus- und 
Branntweinvorräte an die Militärverwaltung S 


A OE 


bei 95 grädigem Branntwein 


auf Flasch. u. Gefässen von '/, Eimer Inhalt K 7125. 


„048 Von: ao Eimer inhalt te :K 1495 
sn von“, EimerInhalt> Kevia 


sne Frist bestimmt werden. 


Bei der Auflösung der Militärverwaltung 83. Eo 

ı Polen finden die Bestimmungen des. vorste- 

enden Absatzes bezüglich der Uebergabe der Der Monopolgewinn wird mit 2 K 25 h 

piritusvorräte keine Anwendung. für jeden Eimergrad des in der gebrannten 

Bu geistigen Flüßigkeit enthaltenen Alkohols einge- 

Der k. u. k. Militär-General-Gouverneur; hoben; der Alkoholgehalt ist nach dem vorge- 

SZEPTYCKI m. p., schriebenen 100-teiligen Alkoholmeter zu er- 
i Generalmajor. mitteln. 


Die Monopolgewinnabgabe wird vom Mo- | 
nopolspiritus bei Wegbringung des Spiritus aus 
der Spiritusraffinerie und von dem vom Mono- 
pole ausgenommenen Branntwein bei dem Über- 
gange desselben aus der amtlichen Kontrolle 
in den freien Verkehr entrichtet. 


SA. 


Auf Grund der $$ 5 und 20 der Verord- Für den zu denaturierenden Spiritus wird 


des Armeeoberkommandanten vom 29. eine Kontrolgebühr von 20 Heller pro Eimer- 
A916, Nr. 55 V. Bl. und & 3 der Ver- grad Alkohol eingehoben, die im Vorhinein 
ung des Militärgeneralgouverneurs vom gegen Empfang einer Bolette zu entrichten ist. 


7. Dezember 1917, Nr. 94, V. BI, betreffend Der Regiebeitrag des Verbandes der Bren- 
urchführung des Spiritus- u. Branntwein- nereiunternehmer beträgt bei denaturierten Spi- 
poles wird angeordnet, wie folgt: ritus 10 Heller pro Eimergrad Alkohol. =. 


§ 1. | Ä 2: § 5. 


Der Verschleißpreis für Monopolspiritus Die am 10. Dezember 1917 in den Bren- 
rägt 3 K per Eimergrad Alkohol. nereien und Raffinerien verbleibenden u. noch 
ale eaae hal der Miltärverwaltun nicht in der Bewirtschaftung des Verbandes der 

a nn N 3 Branntweinbrenenereiunternehmer in Lublin ste- 
Spiritus im Rohzustande um 40 Heller, im || enden Spiritusmengen werden vom genannten 
kifizierten Zustande um 47 Heller per Eimer- -|| Verbande gegen die im $ 1 festgesetzten Preise 


und unter der im § 3 der Durchführungsvor 
schrift vom 7. Dezember 1917, Nr. 94 V. BI, 
verzeichneten Bedingungen übernommen. 


Der Raflinierungslohn wird mit 6 Heller 
Eimergrad des abgegebenen rektifizierten 


$ 6. 


Diese Verordnung tritt mit 10. Dezembe 
1917 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnu 
des Militärgeneralgouverneurs vom 20. Ap 
ATENT 89. VAB] 


ausser Kraft. 


Der k. u. k Militärgeneralgouverne 


 SZEPTYCKI, m. P 


Generalmajor. 


p 
Ek: 


=, 


5, Kundmachung des k. u. k. Armee- 
 oberkommandos vom 30. Nov. 1917, 


betreffend die Entgegennahme von Zeitungs- 
bestellungen für das öst.-ung. Verwaltungs- 
gebiet Polens in Österreich. 


Die Postämter Niederösterreich werden er- 
mächtigt, Bestellungen auf die in Deutschland 
erscheinenden Tageszeitungen für des öst.-ung. 
Verwaltungsgebiet in Polen entgegenzunehmen. 

Die k. u. k. Etappenpostämter des Militär- 
generalgouvernements vermitteln diese Bestel- 
lungen. 


K. u. k. Armeeoberkommando. 
Tel. Nr. 56797. 


6. Kundmachung des k. u. k. Kriegs- 


ministeriums vom 27. November 1917, 


betreffend die Einführung des Nachtrages l. 
zum direkten Gütertarif mit der k. und k. 
Heeresbahn-Nord (Verkehr mit Österreich). 


Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1917 ge- 
langt der Nachtrag I. zum obgenannten Eisen- 
bahngütertarif zur Einführung. 

Derselbe enhält Änderungen u. Ergänzun- 
gen der Bestimmungen und der Tarife. 

In den Frachtsätzen dieses Nachtrages ist 
die Österreichische Frachtsteuer und der öster- 
reichische Kriegszuschlag bereits enthalten. 

Mit dem gleichen Tage werden nachste- 
hende auf den obgenannten Tarif bezughabende 


Verlautbarungen ausser Kraft gesetzt: 

V Bl. Nr’ 41 vom: t April 19%, TEOS: 
550, 

V. Bl: Nr. 62. vom 31. Mai 1917, Pos. 


772, Vdg. der Mil.-Verw., St. XII vom 30.1Vll. 
1917, 

V. Bl, Nr. 65° vom’ 7. Juni 1917, Pos. 
792, Vdg. der Mil.-Verw., St. XII vom 830.1VIl. 
TINT 

V. Bl. Nr. 78 vom 10. Juli 1917, Pos. 895, 


V."Bl."Nr.” Si vom’ 17. Juli 1917, Pos. 
‚988, Vdg. der Mil,-Verw., St. XVII vom 29./1X. 
1917, | 

ve BIENE SƏ Von 21. Juli 1917, Pos; 


2 952, Vdg. der Mil.-Verw., St. XV vom 10.IX. 
1917, | 


V. Bl. Nr. 93 vom 14. August 1917, Pos. 
1061, Vdg. der Mil.-Verw., St. XIX vom 1./X. 
IT ; 

V. BI. Nr. 107 vom 18. September 1917, 
Pos. 1192, Vdg: der Mil.-Verw., St. XXII vom 
29.1X%.. 1917, 
Oktober 1917, 


V BILA NEATA vom 2. 
Pos. 1240. 
V. Bl. Nr. 120 vom 18. Oktober 1917, 
Pos. 1824. 


Abdrücke dieses Nachtrages sind bei deu E 
beteiligien Endverwaltungen und durch Ver- Ey 
mittlung der beteiligten Stationen, 
der Expositur der k. und k. Warenverkehrszen- 
trale in Krakau, Długa 1, in der Warenverkehrs- 
zentrale beim M.-G.-G. in Lublin und bei der 
Zentralverkaufstelle für Tarife in Wien I., Biber- 
strasse 16, zum Preise von 8 Kronen für das 
Stück zu erhalten. 


Das k. u. k. Kriegsministerium. l 


Z. T. L. Nr. 97158/17. 


7. KUNDMACHUNG 


betreffend die Versendung von Privatpost- 


paketen über die Grenzen des k. u. k. Ver- | 


waltungsgebietes in Polen. 


Jede Privatpostpaketsendung, welche über | 


die Grenzen des k. u. k: Verwalt ungsgebietes 3 


in Polen bestimmt ist, bedarf ausser der Post- E 
begleitadresse (Zolldeklaration, statistische Wa- 


renerklärung) eines Dokumentes des Militärge- | 


neralgouvernements in Bezug auf die Ausfuhr. 
Es sind erforderlich: 
1. Nach der Monarchie: 
a) für ausfuhrverbotene Waren ein Aus- 2 
fuhrzertifikat der Warenverkehrszentrale beim | 
MGG. in Lublin. 
b) für nicht ausiuhrverbotene Waren eine “ 
Bescheinigung des Kreiskommandos. 


2. Nach dem deutschen Verwaltungsgebiete, 1 


Deutschland oder dem sonstigen Auslande: 


a) für ausfuhrverbotene Waren eine Aus- 


fuhrbewilligung des Militärgeneralgouvernements ; 
(Warenverkehrszentrale beim MGG. in Lublin), 
b) für nicht ausfuhrverbotene Waren eine SER 
Bescheinigung des Kreiskommandos. x 
Bezüglich der erforderlichen Postbegleit- 
dokumente besteht kein Unterschied zwischen 


sowie bei 


aoe 


Sendungen nach dem Deutschen Verwaltungs- 
gebiete oder nach Deutschland. 

Sendungen, für welche ein Ausfuhrzerti- 

- fikat beigebracht ist, dürfen keiner weiteren Be- 
stätigung des Kreiskommmandos. 


Das k. u. k. Militärgeneralgouvernement. 
Z, E. Nr. 144545. 


8. Zuständigkeit der polnischen Ge- 
richte für Übertretungen der Vor- 
schriften über Enteverwertung. 


Das AOK. hat entschieden, daß Uebertre- 
tungen der Vorschriften über die Ernteverwer- 
tung, soweit die gerichtliche Bestrafung vorge- 

sehen ist, ausschließlich zur Kompetenz der 
kgl. poln. Gerichte gehören. Es sind daher die 
Anzeigen wegen solcher strafbarer Handlungen 
von nun an ausschließlich und unmittelbar an 
die poln. Justizbehörden zu richten. 


Diese Uebertretungen sind zweifacher Art: 


a) Meistens handelt es sich um ein ge- 
- wöhnliches Zuwiederhandeln gegen die beste- 
henden Vorschriften über die Ernteverwertung, 
die Verheimlichung, Verkauf oder Handel ohne 
weitergehende böse Absicht; in diesen Fallen 
wird die Strafe auf Grund des $ 10 der Vdg. 
vom 11./V1. 1916 V. Bl. Nr. 61 in den Grenzen 
bis zu 6 Monaten Arrest, oder bis zu 5000 K 
Geldstrafe bemessen. Nebst Arrest kann eine 
Geldstrafe bis zu 3000 K verhängt werden. 


= b) Wenn jedoch festgestellt werden kann, 
daß der Beschuldigte im der Absicht gehandelt 
hat, um seinen Unternehmergewinn wesentlich 
er das den örtlichen Lebensverhältnissen ent- 
sprechende Ausmaß zu erhöhen, oder einen 
Preis zu erzielen, der den Lebensunterhalt des 
ikes oder der zu seiner Verteidigung-kämp- 
nden Truppen erschwert, oder sonst das allge- 
eine Beste ‚schädigt, so findet $ der Vdg. vom 
“A Vde.:Bl. Nr. 99 Anwendung, 
elcher « ein a bis ZU Jahren Kerker und 


pi 


~ 


i In Strafsachen der ersten Kategórie ist die 
Anzeige an das zuständige poln- Friedensge- 


n poln. Staatsánwalt zu richten. 


9. Bewilligung zum Besuche der 
Kriegsgefangenen. 


Zufolge des MGG. Erlasses vom 22. De- 
zember 1917 B. Nr. 177683/17 wird isn 
verlautbart: 


Nachdem in der letzten Zeit die Zahl der 


beim K. M. einlangenden Gesuche von Ange- 
hörigen der Kgf. um Bewilligung zum Besuch 
derselben ohne triftige Begründung eine ganz 
bedeutende Steigerung erfahren hat, werden mit 
Rücksicht auf die bestehenden Verkehrsschwie- 
rigkeiten sowohl diese Gesuche wie auch An- 
suchen um Aufenthaltsbewilligung für mehrere 
Wochen, ja sogar Monate nicht mehr berück- 
sichtigt und dürfen von hier nicht weiter ge- 
leitet werden. 


Schließlich wird bemerkt, daß neuerliche 
Wiedersehensansuchen erst nach einem Zeit- 
raume von vier Monaten bewilligt 
können. 


10. Tuberkulosebekämpfung- 
Anzeigepflicht. 


Aus dem Ergebnisse der gepflogenen Er- 
hebungen geht zweifellos hervor, daß auch im 
Bereiche des k. u. k. Okkupationsgebietes die 
Tuberkuloseerkrankungen in den letzten Jahren 
immer häufiger beobachtet werden und daß 


solche Kranke auch viel häufiger Spitalpflege - 
anstreben. Wenn auch die durch den Krieg her- 
vorgerufenen aussergewöhnlichen - Verhältnisse 
vielfach störend und hindernd einer planmäßi- 
gen Bekämpfung dieser Volksseuche entgegen- 


treten und eine großzügige Aktion den gere- 
gelten Friedensmaßnahmen vorbehalten werden 


muß, erscheint es doch geboten, schon derzeit 
diejenigen Anordnungen zu treffen, welche ger 
die festgestellten Seuchen- 


eignet sein sollen, 
herde zu isolieren und die Infektionskeime zu 
beseitigen, um auf diese Weise der Weiterver- 
breitung der Tuberkulose vorzubeugen. 


werden 


Zu diesem Behufe wird zufolge M. G. G. a 


Vdg. D. W. 170788 ex 1917 angeordnet: 


. 1. Die Anzeigepflicht wird auf die offene — 
Jeder Fall einer Er 
krankung an offener Tuberkulose sowie auch 


Tuberkulose erweitert. 


der Tod einer mit dieser Krankheit behafteten 


N - 


Personen ist demk. und k. Kreiskommando 
unter Angabe des Namens, des Alters und der 
Wohnung anzuzeigen. 

2. Der Auswurf der Tuberkulosekranken 
muß regelmäßig desinfiziert (3°/, Karbolwasser 
oder Lysollösung) und unschädlich beseitigt 
werden. - 

Nach jedem Todesfalle an Tuberkulose 
muß das Krankenzimmer mit Kalkmilch frisch 
getüncht, die Einrichtungsgegenstände und der 
Fussboden mit heisser Lauge gewäschen, die 
Leib und Bettwäsche ausgekocht, das Stroh 
verbrannt werden. Wohnungen, welche von 
Tuberkulosen bewohnt wurden, sind vor der 
Beziehung durch andere Mietparteien auf Kosten 


des Hauseigentümers gründlich desinfizieren 
zu- lassen. 
4. Die Tuberkulosekranken sind soweit 


nur tunlich von den sonstigen Hausgenossen 
abzusondern. 

5. Da die Tuberkulose ganz besonders 
leicht im jugendlichen Alter erworben u. über- 
tragen wird, ist den hygienischen Verhältnissen 


in den Schulen besóndere Aufmerksamkeit zu 


widmen. Die an offener Tuberkulose leidenden 
Schulkinder und Lehrpersonen sind von der 


vorzusorgen. Die Lehrpersonen haben die Schul- 
kinder über die Gefahren des freien Ausspuckens 
auf den Fussboden zu belehren und auf die 
Beseitigung dieser Unsitte auf das Energischeste 
hinzuwirken. 

6. Die Schulkinder, welche zur Erholung 
aus den Städten auf Land geschickt werden, 
müßen einer gründlichen ärztlichen Untersuchung 
unterzogen werden und sind tuberkulose Kinder 
abgesondert von den sonstigen Kinder unter- 
zubringen. 


s- 


. In allen öffentlichen Lokalen, Rasier- 
stuben, Gast- und Einkehrhäusern sind sofort 
Spucknäpfe, mit Desinfektionsmitteln gefüllt, 
aufzustellen und das Verbot des freien Aus- 
spuckens ersichtlich zu machen. 

Vorstehende Vorsichtsmaßregeln, für deren 
Durchführung der Magistrat bezw. der Wojit 
verantwortlich'gemacht wird, sind in ortsüblicher 
Weise allgemein. so zu verlautbaren, daß sie 
zur Kenntnis eines jeden Einwohners kommen. 


in Erinnerung, daß die Strafbestimmungen auch 
auf die Tuberkulose erweitert werden. 


11. Parteienverkehr-Regelung. 


Ad M G.G. VACA RES E.Nr. 7All 
vom 2. Jänner 1918. 


Behufs Regelung eines geordneten Ge- a 


schäftsganges bei der Liquidatur der Rohstoff- 


zentrale beim M: G. G. wird angeordnet, daß | 


vom 1. Feber 1915 an der Parteienverkehr u. 


die Einlösung bezw. Auszahlung persönlich 
durch die Parteien überreichter Bescheinigungen 


nur an zwei Tagen in der Woche und zwar 
am Dienstag u. Donnerstag und falls auf einen 
dieser Tage ein Feiertag fällt, am darauffol- 
genden Tage stattzufinden hat. 3 


12. Böswillige Beschädigungen von 
Isolatoren. 


Auf M. G. G. Vdg. V. No. 200362117 
vom 28. Dezember 1917. 


Die Etappenpost- u. Telegraphendirektion 


in Lublin hat zur Anzeige gebracht, daß das 


böswillige Zerschlagen von Isolatoren an den 
noch immer kein Ende 


Telegraphenleitungen 
nimmt. 

Bei einem Kreiskommando wurde durch 
Nachforschung der Feldgendarmerieorgane fest- 
gestellt, daß die Täter einheimische halbwüch- 


ea T EN DIN > 


Sy 


sige Jugen: waren die im Spiel die Isolatoren 4 


' mit Steinen beworfen u. zerschlagen haben. 


Zur Hintanhaltung dieses Unfuges müßen 


die schäristen Maßnahmen ergriffen werden. 
Insbesondere werden die Wojte und Soltyse 


RE ET MER 


neuerlich aufgefordert, selbst alle Aufmerksam- 
keit der Erhaltung der Telegraphenleitungen zu 
widmen und die Bevölkerung zur freiwilligen 
Mithilfe aufzufordern, weil in dem Falle, als er- 
wiesen wird, daß der Frevel bei der nötigen 


Aufmerksamkeit der Gemeindeorgane und Be- 
völkerung hätte vermieden werden können, oder 
daß weitere Kreise der Bevölkerung von 
. Straftat oder von Vorbereitungen zu derselben ` 


; _ meindeamt) sowie auch der gesamten Bevölke- 
-tung verlautbarte Verordnung bezüglich Vor- 


Schule fernzuhalten. In allen Schulzimmern sind 
Spucknäpfe mit Desinfiktionsflüssigkeiten auf- 
zustellen und für deren regelmäßige Reinigung 
Das Kreiskommando bringt dem Magistrat (Ge- 
 kehrungen gegen ‘Seuchen mit dem Bemerken 


& wussten, ohne die Behörden rechtzeitig zu ver- 
ständigen, die ganze Gemeinde oder Ortschaft 
gestraft wird. 


13. KUNDMACHUNG 
betreffend Kohle. 


Zur Regelung des Verkehrs mit Kohle 
wurde mit MGG. Z. E. Nr. 163449 vom 15. 
September 1917 beim k. und k. MGG. eine 

-~ Hauptkohlenverteilungsstelle und bei den Kreis- 
 kommanden eine 
ins Leben gerufen. 


Die Aufgaben derselben sind: 


2 1. Die Verteilung der zur Deckung der 
Bedürfnisse der Zivilbevölkerung durch die 
 Okkupationsbehörden bestimmten Kohlenvorräte., 
(Für Hausbrand, Industrie und Landwirtschaft.) 


x 2. Die allgemeine Kontrolle und Beauf- 
sichtigung der Verwendung der gelieferten Kohle. 


Die Kreiskolenverteilungsstelle besteht: 


1. Aus dem Gewerbereferenten des Kreis- 
kommandos als Vorsitzender, 


2, aus einem Vertreter der Kreisfiliale der 
Inischen Getreidezentrale eventuell des Ve- 
nes der Landwirte, 


3. aus einem Vertreter der Industrie, 
4; aus einem Vertreter des Stadtrates bezw. 
Gemeinderates. 
Als: Sekretär der Kreiskohlenverteilungs- 
lle fungiert der im Standorte des Kreiskom- 


ndos bestellte Agent der Hauptkohlenver- 
teilungsstelle, 


Der Agent ist berechtigt: 


a) In den Heizanlagen der landwirtschaft- 
lichen und industriellen Betriebe sowie über- 
aupt in sämtlichen Vorraträumen für Kohle u. 
onstiges Brennmaterial Besichtigungen vorzu- 
men, sowie alle Auskünfte über die Vorräte 


PRD) geschäftliche Aufzeichnungen und Vor- 
bücher betreffend den Kohlenbezug ein- 
hen. 


= Verlangen ist der Agent verpflichtet, 


on an 


BER 


Kreiskohlenverteilungsstelle 


' Jahre 1917 den Handel mit Salz getrieben haben. 


=- Nr. 30 V. Bl. der Geldstrafe bis 2000 Kron 


Die Milglieder der Kreiskolverteilungsstelle 
treten zwischen 5. und 8. eines jeden Monats 
zur Beschlußfassung im Gewerbereferate zu- 
sammen. 


Gesuche um Kohle sind spätestens bis 
zum 4. jeden Monats im Gewerbereferate des 
Kreiskommandos einzureichen. 


14. Klassenloterielosen. 


Das k. und k. Militärgeneralgouvernement 
hat den Vertrieb der Klassenloterielosen zu 
Gunsten des Vereines „Dom Starców“ in War- 
schau im k. und k. Verwaltungsgebiete Polens 
zugelassen. 


15. Rechtsabteilung des Militärge- 
neralgouvernements in Lublin. 


Laut Erlass des k. u. k.. Militärgeneralgou- 
vernements vom 4. November 1917 BZCh. 
Nr. 8018/17. wurde mit der Vertretung der 
k. u. k. Militärverwaltung in Prozessen u. an- 
deren Rechtsangelegenheiten insbesondere vor. 
den polnischen Gerichten und Behörden im 
Sinne des Art. IV. Abs. 2 des Verfassungspa- 


tentes vom 12. September 1917 V. Bl. Nr. 75 


die Rechtsabteilung des MGG. betraut. 


16. Lizenzen für Salzverschleiß. ; 


‘Im Sinne der Bestimmungen der Verord- 
nung des k. und k. MGG. in Lublin vom 12. 
Jänner 1917 F. A. No. 125829/16 hat jeder 
Kaufmann der mit Salz den Handel treibt, die 
Lizenz für Salzverschleiß zu besitzen. Br 

Solche Lizenzen werden über die an das 
ho. k. u. k. Kreiskommando (Finanzabteilung) 
gerichteten Gesuche nur an solche Kaufleute 
erteilt, welche den Beweis liefern, daß sie im 


Der Handel mit Salz ohne Lizenz unter- 
liegt im Sinne der Bestimmungen des $ 1. der 
Verordnung des A. ©. K. vom 19. VII. 1915 


oder Arreststrafe bis 6 Monate. 


a 
a 17. Stempelabgaben. 
Beine infolge Erhöhung des Rubelkurses 
auf 2 K 20 h. 


| Der Umrechnungskurs des Rubels wurde 
p QNT. 2432 vom 210. Janner 1. J mit 
12 K 20 h festgesetzt. Infolge dieser Abände- 


> 


rung erhöhen sich die in Rubelwährung festge- 
setzten, in überdruckten bos. herz. Stempel- 
marken der Kronenwährung zu entrichtenden 
Stempelgebühren. Die erhöhten Stempelge- 
bühren können mit den bereits vorhandenen 
überdruckten bos. herz. Stempelmarken in fol- 
gender Weise entrichtet werden und zwar: 


ökop. = 11h 10h-- Ih 
10 „ = 2h20h+ Ih-+1h 
5 „ = 3h20h--13h 
20 „ = 44 h30h4 14h 
l Rubel = 2 K 20 h = 2 K -f 14h 
T D 2K--2K--40h 
4 „ =8KS0h=5K--2K--1K-H50 h- 30 h. 


18. Verbot der Vermahlung von 
Getreide in eigener. Wirtschaft. 


Zufolge M. G. G. W. S. Nr. 92167 vom 
Dezember 1917, darf. Getreide, auch Hinter- 
‚getreide in der eigenen Wirtschaft nicht, son- 
‚dern ausschließlich in einer, unter öffentlicher 
#Kontrole stehenden sogenannten Kontrakt-, be- 
ziehungsweise Produzentenmühle vermahlen 
| oder auf irgendwelche Art sonst zerkleinert (z. 
| B. Hintergetreide für Viehfutter verschrottet) 
| werden. 
i Aine Ausnahme hievon bilden die kleinen 
| Handmühlen (Zarna) bei den Bauern. 


Nur die Kreisaufsichtskommission ist be- 
| rechtigt zum Vermahlen oder Zerkleinern von 
Hintergetreide in einer öffentlichen Produzenten- 
mühle Bewilligungen zu erteilen. 


Uebertretungen dieser Verordnung werden 
strengstens bestraft. 


e 


19. Mißbrauch der provisorischen 
‚Entlassungsscheine der entlassenen 
= Legionäre als Reisedokumente. 


Die im Superarbitrierungswege entlassenen 
Legionäre erhalten provisorische Entlassungs- 
scheine, welche derselben als, persönliche Aus- 
weise dienen und sie zur einmaligen Fahrt vom 
|Entlassungsorte in das gewählte Domizil auf 
sten der Militärverwaltung berechtigen. 


| 


Diese Entlassungsscheine tragen in roter 
Schrift den Vermerk: Gültig für die einmalige 
Reise nach ..... die Transportkosten trägt die 
Militärverwaltung. 


Für alle später zu unternehmenden Reisen 
haben diese Entlassungsscheine als Reisedoku- ` 
mente keine Gültigkeit, noch weniger kann auf 
Grund derselben die Kreditierung der Fahrtge- 
bühren zu Lasten der Militärverwaltung bean- 
sprucht werden. 


Nachdem erst die in letzter Zeit ausge- 
stellten derlei Entlassungsscheine diesen aus- 


. drücklichen Vermerk der nur einmaligen Gül- 


tigkeit als Reisedokument tragen, hingegen die 
früher etwa bis anfangs September I. J. ausge- 
stellten nur den allgemeinen Vermerk: „Gültig 
auch als Reisedokument. Die Transportkosten 
trägt die Militärverwaltung‘‘, erhalten, u. schließ- 
lich im Hinblicke darauf, daß sich der Miß- 
brauch solchen Entlassungsscheinen zu 
Reisen in letzter Zeit wiederholt, werden die vorste- 
henden Bestimmungen mit dem Beifügen allgemein 
verlautbart, daß Zuwiederhandelnde dem ge- 
richtszuständigen Gouvernement-Inspizierenden 
zwecks Bestrafung im gerichtlichen Wege, zur 
Anzeige zu bringen sind, da sich solche Vor- 
gehen als Betrug bezw. versuchter Betrug- 
darstellen. 


mit 


Der etwa abgenommene Entlassungsscheine 
ist den Beanständeten in jedem Falle nach ge- 
pflogener Amtshandlung wieder einzuhändigen. 


20. Entlohnungs-Tarif 


der Fuhrwerke für Dienstreisen der Beamten 

und Angestellten der Königl. Polnischen Be- 

hörden w. Ämter der P. G. Z. und anderer 

zur k. u. k. Armee im Felde nicht gehö- 
render Personen. 


SE Für einen | Für einen 
Fuhrwerke IS: <A 11 Tag Tag 
Sungs (6 Stunden) | (12 Stunden) 


einspänniges |2 K30h| 12 K 24 K 


zweispänniges |3 K 60h 18 K 86 K 


E Anmerkung: Obiger Tarif betrifft nur die Fahrt ausser- 
È halb der Stadt und berührt nicht den für die Fiaker festgesetzten 
"Tarif. 


9. Erhöhung der Wechselstempel- 
\ gebühr. 


ko Mit dem im russ. R. G. BI. No. 366 vom 
- 8l. Dezember 1914 verlautbarten Beschlusse 
= des russ. Ministerrates wurde die im Art. 47 
des russ. Stempelgesetzes festgesetzte Wechsel- 
‚stempelgebühr von 15 Kop, auf 20 Kop. von 
je 100 Rub. erhöht. 

Diese Erhöhung bleibt auch weiterhin ge- 
mäß Art. 48 der Haager Landkriegsordnung 
. aufrecht. 

Den Verschleiß von Wechselblanketen wird 
‚vorläufig die Kreiskassa ällein besorgen. 

Die fortab an Parteien abgesetzten Wechsel- 
blankette werden zum Austausch wegen Ände- 
tung des Umrechnungskurses für den Rubel 
‚nicht mehr angenommen werden. 


Es gelten. somit von nun ab folgende Ver- 
‚schleißpreise:: 


bei Wechselsumme bis 50 Rb. . 10 Kop 
100355; See, 
200, 40°, 
a aO 005; 
40025; 80 ,„ 


100 221,240, 
br 800 Rb. 1 Rb. 60 Kop. 
000 
„ 1000 » 2 557 ar 


22. Salzverschleißpreis-Erhöhung. f 
j 


Mit 1. März 1918 wird der Salzdetail- 
preis im k. u. k. Verwaltungsgebiete Polens von 
42 auf 66 h per 1 kg ‘somit von 17 auf 97h 
per 1 russ. Pfund) erhöht, 

Die Salzvorräte über 16 kg (1 Pud), die 
noch nicht. in den Konsum übergangen sind u, 
welche sich derzeit im Rollen befinden unter- 
liegen der Nachsteuer im Betrage von 24 h | 


per 1 kg. 


23. G. M. Graf Szepticki Enthebung 
vom Posten des Militär-General- 
Gouvernements. 

A. O. K. Erlaß Pers. 15748 vom 20. Februar1918. 


Auf Allerhöchsten Befehl Sr. k. u. k. Apo- 
stolischen Majestät wird G.-M. Stanislaus. Graf 
Szeptycki über eigene Bitte vom Posten des 
Militärgeneralgouverneurs in Polen enthoben u. 
G. d. I. Anton Liposcak mit der Leitung des 
Militärgeneralgouvernements in Polen betraut, 


ne 


24. Verluste. 


Da 


| 

1. Während der Bahnfahrt von Chetm nach 

Lublin hat Gitla Rifka Rosenblum die auf ihren | 

Namen lautende und vom k. u. k. Kreiskom- “i 

mando Chełm unter Nr. 823 ausgestellte Iden- 
titätskarte verloren. Diese Identitätskarte wurde 
als ungültig erklärt. 


2. In Dzierzkowice hat Anna Klimek aus a 
| 
l 


Ksiezomierz vom Feldgendarmeriepostenkom- 
mando in Gościeradów unter Nr. TOL am 2% 3 
XII. 1917 und bis 2./V. 1918 au i gil- 
tige Identitätskarte vorloren. g: 
8. Dem im Krzemień wohnhaften walëntin ; 
Sowa wurde am 20./l. 1918 in der Pfarkirch 
zu Janów seine vom Feidgendarmeriepost 
kommando in Kaweczyn unter No. 20 mit G = 
tigkeit vom 10.11. bis 30.11. 1918 ausge ollt 
Identitätskarte un 


į! 


am 7.1. 1918 auf dem Jahrmarkte in Kraśnik 
| seine vom Feldgendarmeriepostenkommando in 
' Wilkołaz am 7./XII. 1917 ausgestellte bis 6./VI. 
‚1918 gültige Identitätskarte Nr. 1351 entmendet. 

5. Der Jan Chalabis aus Zdzilowic hat in 
(Janów seine vom Feldgendarmeriepostenkom- 


i 4.. Dem Michael Bucan aus Zalesie wurde 
a 


| | =, 


mando in Batorz unter Nr. 336 ausgestellte bis 
20.1. 1918 giltige Identitätskarten verloren. 

6. Dem Walenty Budkowski aus Wierzcho- 
wiska ist am 11./ll. 1918 vom Feldgendarmerie- 
posten in Wierzchowiska unter No. 21 am 13./X1. 
1917 ausgestellte bis 13./V. 1918 giltige Iden- 
titätskarte in Verlust geraten. 


NACHTRAG. 


Kartoffelaufbringungsplann für die 
Frühjahrskampagne 1918. 


Auf Grund der Verordnung des k. u. k. 
Armeeoberkommandos M. V. Nr. 805895/Pnv. 
‚1918 treten folgende Bestimmungen in Kraft. 


I. Kartoffeln zu Konsumzwecken. 


| 1. Der Kartoffelverkehr innerhalb des 
Kreises vom Produzenten aus ist bis auf wei- 
į teres verboten. 


| 2. Der Bezug der Kartoffeln aus einem 
anderen Kreise ist nur mit Bewiljigung der 
ik. u. k. Intendanz (EVZ.) gestatet. 


II. Kartoffeln zu Industriezwenken. 


| 1. Landwirtschaftliche Kartoffeltrocknungs- 
anlagen und Stärkefabriken. 


' Die Auf Grund der Verordnung L. V. 
Nr, 92505117 bezw. L. V. Nr. 94461/17 eröff- 
| netten Trocknungsanlagen und Stärkefabriken 
| bleiben bis zur Verarbeitung der bewilligten 
. Kontingente in Betrieb. 
In teilweiser Abänderung der Punkte 2 bis 

6 der mit obigen Verordnungen ergangenen 
| Weisungen wird verfügt: 
ʻ Falls die zur Verarbeitung bewilligte Menge 
i aus den Kartoffelüberschüssen der Besitzer der 
| in Betracht kommenden Unternehmungen nicht 
| gedeckt werden kann, ist der fehlende Rest 
beim k. und k. Kreiskommando anzufordern, 
| welches die Zuweisung unter Berücksichyigung 
sämtlicher dem Kreise vorgeschriebener Kar- 
tofiellieferungen vornehmen wird. 
Ein freier Einkauf, direkt bei den Produ- 
‚zenten darf seitens der Trocknungsanlagen bezw. 
‚Stärkenfabriken nicht stattiinden. 


en Masern 


Die seitens des Kreiskommandos zugewie- 
senen für Speisezwecke dienenden Kartoffeln 
werden mit K 20'— per 100 kg ab Produktions- 
ort berechnet werden; hiezu kommt bei Ent- 
fernungen von mehr als 7 km für jeden diese 
Strecke überschreitenden Kilometer ein Zuschlag 
von 80 h pro Meterzentner. Industriekartoffeln 
— nicht für Konsum geeignete — dürfen nur 
höhstens mit K .18:— bewertet werden. 


Das Produkt der landwirtschaftlichen Kar- 


toffel-Trocknungsanlagen ist über Weisung der 


Kreiskommandos der Approvisionierung vorbe- 
halten, wogegen das Produkt der Stärkefabriken 
der Intendanz (EVZ.) von den betreffenden 
Kreiskommandos zur Verfügung zu stellen ist. 

Im :Sonstigen bleiben die Bestimmungen 
der Verordnungen L. V. Nr. 92505/17 und L. 
V. 94461/17 bestehen. 

2. Brenereien. Unter strengster Beobach- 
tung der mit L. V. Nr. 200399/18 ergangenen 
Vorschriften dürfen Brennereien bis zur Verar- 
beitung der bewilligten Kartoflelkontigente aus 
Eigenbesitz in Betrieb gehalten werden. 


III. Ausfuhr von Kartoffeln aus dem MGG.- 
Bereich. 


Die für die Ausfuhr bestimmten Kartoffel- 
mengen werden von legitimierten Einkäufern 
der Intendanz (EVZ.) aufgekauft. Jede Ausfuhr 
von anderer Seite ist verboten. 


"IV. Preise. 


Für Approvisionierungs- u. Konsumzwecke 
gilt der Preis von K 20'— per 100 kg ab Pro- 
duktionsort. Bei Zufuhr auf Entfernungen von 
mehr als 7 Kilometer kommt hiezu für jeden 
diese Strecke übersteigenden Kilometer ein Zu- 
schlag von 30 Heller per Meterzentner. 


Für die Ausfuhr in die Monarchie ist der 
von den EVZ. Aufkäufern mit den Produzenten 
frei vereinbarte Preis giltig, der jedoch nicht 
weniger als K 16°—, jedenfalls aber auch nicht 
mehr als K 20:— per 100 kg ab Produktions- 
ort betragen darf. Bei Uebernahme werden 
unter Berücksichtigung des zuläßigen Erdezu- 
satzes 103 kg für 100 kg ee ohne Sack. 


V a 


Uebertretungen dieser Verordnung werden 
vom Kreiskommando laut $ 10 der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 11. Juni 1916 
Nr. 61 bezw. bezüglich des Ausfuhrverbotes 
nach § 7 der Vdg. 47 vom 15. Dezember 1915 
geahndet. 


Ni Verbotswidrige Geschäfte. Rückwirkende 
Kraft. 


-Die Bestimmungen des § 11 des Armee- 
oberkommandanten vom 11. juni 1916 Nr. 61 
findet auf Kartoffeln sinngemäße Anwendung. 


Alle bis nun bezüglich Kartoffelverkehr er- 


en Verordnungen treten ausser Krait. 


` 


Da chfthelinasbestiimmiingen. 


- 


Ad I. Punkt 2. der vorerwähnten. Ver- 
ng wird speziell bemerkt: 


zogen werden, muß das re ve 
der Intendanz (EVZ.) bekanntgegeben werd 
welche dem Zuschus der erforderlichen Me 


für die bedürftigen Kreise verfügen wird. 
Ad § Il. Punkt 1. Die Legitimationen d 


- EVZ. Einkäufer sind von den betreifenden Kre 


kommanden zu vidieren. Den Abtransport í 
Kartoffeln besorgen die EVZ. Einkäufer unti 
Mithilfe der Abschubsorgane der Kreisko 
mandos, welches durch rechtzeitige und geni 
gende Beistellung von Fuhrwerken, Unterstüt- | 
zung im Verkehre mit den k. u. k. Heeresba 
stalionen bei Waggonbestellungen, den Absch | 


mit allen Mitteln zu beschleunigen hat. 
Wenn eine zwangsweise Abnahme‘ 
vorgenommen werden muß, hät das Kreisko 
mando durch seine Organe die Uebernah; 
Bezahlung in diesem Falle aber nur K 16 
per q und Abstellung der Kartoffeln bis z 
jenem Orte durchführen zu lassen, an wW 


preis (Einkaufspreis inkl. Regie- und T o: 
spesen) dem betreffenden EVZ- Einkäufer 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


ROSTECKI m. p, 
= Oberst. 


